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WOZU NOCH GEWERKSCHAFTEN?

Mit dem Regierungswechsel nach den vor-
gezogenen Bundestagswahlen vom 18. Sep-
tember soll ein sozial-ökonomisches Um-
bauprojekt beschleunigt durchgesetzt wer-
den: Der Rückbau einer sozialstaatlich ge-
prägten Gesellschaft auf das Niveau einer
Marktgesellschaft. Eine Konfliktstrategie,
denn die arbeitsmarktpolitische und wohl-
fahrtsstaatliche Zivilisierung des Kapitalis-
mus ist das Resultat langwieriger sozialer
Auseinandersetzungen. Die zentrale Frage
lautet: Können Gewerkschaften künftig bei
der marktförmigen Steuerung von Wirt-
schaft und Gesellschaft ausgeschaltet wer-
den? Auf der politischen Tagesordnung
steht der Grundkonflikt, ob die Arbeits-
kraft eine x-beliebige Ware ist, die auf dem
Markt auf Nachfrage stoßen muss, oder
eben unverkäuflich ist – mit dem Unter-
schied, dass ihr Besitzer dennoch sein Le-
ben zu organisieren hat und weder ver-
schrottet noch recycelt werden kann.

Die Unionsparteien haben einen um-
fassenden Angriff auf das „System der in-
dustriellen Beziehungen“ angekündigt, der
den Kündigungsschutz, die Mitbestim-
mungsrechte und das Tarifvertragssystem
ins Visier nimmt.

Diese Politik kommt nicht aus dem
Nichts. Sie wurde in den letzten Jahren vor-
bereitet durch die Aufknüpfung der so ge-
nannten Deutschland AG, den Übergang
auf kapitalmarktbasierte Sicherungsmo-
delle, die Agenda 2010 und die Hartz-Ge-
setze. Mehr noch: Diese Entwicklung hat
einen systemischen Hintergrund. Der Kapi-
talismus selbst verändert sich. Die neolibe-
rale Strategie der Marktgesellschaft ist die

batte um unternehmenspolitische und ge-
sellschaftliche Spielräume innovativer Ar-
beitspolitik sehr zu begrüßen, wie sie in
vorangegangenen Heften der WSI-Mittei-
lungen3 und zuletzt Anfang Juli auf einem
Workshop der IG Metall-Funktionsberei-
che Grundsatzfragen und Tarifpolitik, des
IGM-Projekts „Gute Arbeit“ und dem
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politische Verlängerung umfassender Ver-
marktlichungs- und Entgrenzungsprozesse
von Arbeit in den Kernsektoren von Pro-
duktion und Dienstleistungen. Diese wie-
derum gehen auf Strukturveränderungen
gleichsam im Steuerungszentrum der Ka-
pitalakkumulation zurück. Unter dem
Druck der Finanzmärkte wird das Verhält-
nis von Real- und Geldwirtschaft umge-
stülpt: Die Rendite der Shareholder wird zu
einer fixen, der Produktion vorausgesetz-
ten Größe erklärt, während Löhne und Ar-
beitsbedingungen zu Restgrößen verkom-
men. In den Worten eines Gurus des Sha-
reholder-Value-Konzepts, Alfred Rappa-
port: „In einer Marktwirtschaft, die die
Rechte des Privateigentums anerkennt, be-
steht die einzige soziale Verantwortung der
Unternehmen darin, Shareholder Value zu
schaffen“.

„Wozu noch Gewerkschaften?“ fragt
Oskar Negt angesichts der Schlacht um die
soziale Verankerung und die machtpoliti-
sche Stellung der Gewerkschaften. Er ver-
weist auf den Kern der Auseinanderset-
zung: „Wer den durch einen sozialdar-
winistischen Überlebenskampf reprodu-
zierten und erweiterten Angstrohstoff der
Gesellschaft mittels politisch-strategischen
Handelns verringern will, muss heute ver-
stärkt den Blick auf das Zentrum der
Reichtumsverteilung, also der Macht- und
Herrschaftsverhältnisse richten.“1

In diesem Kontext stehen die Ausein-
andersetzungen um „gute Arbeit“. Arbeits-
bedingungen sind wieder zu einem wichti-
gen Thema gewerkschaftlicher Initiativen
geworden. Exemplarisch steht hierfür das
Projekt „Gute Arbeit“ der IG Metall.2 Des-
halb ist die wieder intensiver geführte De-
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1 Negt, O. (2004): Wozu noch Gewerkschaften?
Eine Streitschrift, Göttingen, S. 27.

2 Pickshaus, K. (2005): Arbeitspolitik im Umbruch.
„Gute Arbeit“ als neuer strategischer Ansatz, Ma-
nuskript, www.wissentransfer.info

3 Schumann, M./Kuhlmann, M.,/Sanders, F./Sper-
ling, H. J. (2005): Anti-tayloristisches Fabrikmodell
– AUTO 5000 bei Volkswagen; in: WSI-Mitteilun-
gen 1, S. 3-10. – Sauer, D. (2005): Arbeit unter
(Markt-)Druck: Ist noch Raum für innovative Ar-
beitspolitik?; in WSI-Mitteilungen 4, S. 179–185.
– Dörre, K. (2005): Prekarität – Eine arbeitspoliti-
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Netzwerk WISSENTransfer unter dem Ti-
tel „Zwischen Abwehrkämpfen und Offen-
sivstrategien“ geführt worden ist.4

ZUR ARBEITSPOLITISCHEN 
DISKUSSION

Auch ein Vierteljahrhundert nachdem die
„Krise des Fordismus“ konstatiert wurde,
hat sich kein neues, langfristig stabiles ar-
beitspolitisches System herausgebildet. Die
Erwartung Mitte der 80er Jahre, nach dem
Ende des Taylorismus würden, nach einer
kürzeren Inkubationszeit, neue Perspekti-
ven requalifizierter, weniger entfremdeter,
in teilautonomen Gruppen strukturierter
Industriearbeit eröffnet, hat getrogen. In
weiten Bereichen musste die Erfahrung ei-
nes arbeitspolitischen Rollback gemacht
werden: mit Re-Taylorisierung und Preka-
risierung der Arbeit, marktzentrierten Leis-
tungssystemen mit hohem Intensivie-
rungspotenzial und Arbeitszeitverlänge-
rung.

Seit geraumer Zeit richtet sich die Un-
ternehmensführung verstärkt am Kapital-
markt aus und orientiert sich die Unter-
nehmenskontrolle an finanziellen Kennzif-
fern. Sie werfen die Initiativen für „gute 
Arbeit“ immer wieder zurück. Der zur
Jahrhundertwende erfolgte Umschlag des
New-Economy-Booms in eine seitdem an-
dauernde Stagnationsphase hat zu einer
weiteren Verschärfung der Konkurrenz, da-
mit des Drucks zur Verkürzung von Pro-
duktentwicklungs- und Produktionszeiten
sowie der Verfolgung rigider betriebswirt-
schaftlicher Programme zur Senkung der
Arbeitskosten geführt. Auch wenn Share-
holder-Value-Strategien als solche „kein
Rationalisierungskonzept wie etwa der
Taylorismus und keine konkreten Vor-
schläge zur Steuerung von Arbeitsprozes-
sen“ (Thomas Sablowski auf dem IGM/
WISSENTransfer-Workshop) beinhalten,
wird doch die Luft für zumindest mittel-
bis längerfristig angelegte arbeitspolitische
Innovationen dünner. Das Nebeneinander
ganz unterschiedlicher Rationalisierungs-
pfade wird nicht einseitig aufgelöst, aber
der Strom der Rekonventionalisierung der
Arbeit wird kräftiger.

Michael Schumann geht es in dieser Si-
tuation darum, verbliebene oder neu ent-
stehende Spielräume für eine anti-tayloris-
tische Gestaltung von Industriearbeit aus-
zuloten: u.a. durch eine auf teilautonomer
Gruppenarbeit fußenden Arbeitsorganisa-
tion und eine Betriebsorganisation, die ei-

ne De-Hierarchisierung mit erweiterten
Funktionszuschnitten, daran orientierter
Qualifizierung und der Aufwertung der
Rolle der Meister im Shop Floor koppelt.
Innovative Arbeitspolitik heißt in dieser 
Perspektive Widerstand gegen Rekonven-
tionalisierung zugunsten eines „New Deal“
in den Betrieben. Dieser setzt an dem ge-
wandelten Arbeits- und Betriebsverständ-
nis des „postfordistischen Arbeitnehmers“
an: Offenlegung der Leistungspotenziale
und aktive Rationalisierungsteilnahme im
Tausch gegen Beschäftigungsgarantien und
garantierte Beteiligungs- und Mitbestim-
mungsrechte. Also keine Absage an kollek-
tive Lohnarbeitsinteressen, sondern ein
New Deal, der den Unternehmen eine Op-
timierung ihrer Arbeits-, Kapital- und Pro-
zessproduktivität ermöglicht und den Be-
schäftigten das Angebot einer neuen Rolle
als Modernisierungsmitgestalter mit er-
höhter Beschäftigungssicherheit und ar-
beitspolitischen Fortschritten macht. Das
funktioniert nur mithilfe einer starken Ar-
beitnehmervertretung, die sich als „Kom-
petenzträger und Machtpromotor“ ver-
steht. Dabei sind Gewerkschaften und Be-
triebsräte „auf konsensuale Lösungen ver-
wiesen… Sicher verengt die verschärfte
Marktkonkurrenz Verhandlungsspielräu-
me. Aber die Tatsache, dass mit der inno-
vativen arbeitspolitischen Lösung beachtli-
che Produktivitätsverbesserungen erreicht
werden können, stärkt auch wiederum die
Verhandlungsposition“.

Dieter Sauer sieht diesem Plädoyer für
einen „intelligenten Mix von Konsens- und
Konfliktstrategie“ allerdings zunehmend
den Boden entzogen. Auf unter 10 %
schätzt er die Reichweite realisierter Mo-
delle innovativer Arbeitspolitik. Im We-
sentlichen aus zwei Gründen. Die Basis für
beiden Seiten nützende Bündnisse wird
unter der Dominanz kapitalmarktorien-
tierter Renditeansprüche schmaler. Und:
Verschärfte Wettbewerbspolitik führt zu ei-
ner nahezu Absolutsetzung des Marktes als
Regulationsmodus, zu seiner Internalisie-
rung in den Unternehmen und Betrieben;
damit steuern Marktprinzipien indirekt
Unternehmensabläufe und Arbeitsleis-
tung. Zwar sind weiterhin Deals möglich –
aber wie die Alltagspraxis von Siemens
über DaimlerChrysler und Opel bis VW
zeigt: zu deutlich steigenden Preisen für die
Beschäftigten. Das zeigt, „dass radikale
Marktorientierung den Win-win-Situatio-
nen und damit dem Kern der ,innovativen
Arbeitspolitik’den Boden entzieht“.5 Dieter

Sauer plädiert für die Profilierung einer ei-
gensinnigen Arbeitspolitik: Widerstandsli-
nien aufbauen, um schlechter Arbeit Gren-
zen zu setzen; verwundbare Arbeitsverhält-
nisse tarifvertraglich und gesetzlich absi-
chern, um der Prekarisierung der Arbeit
Dämme entgegen zu setzen; verstärkte Ein-
mischung von Gewerkschaft und Betriebs-
räten, um Mitbestimmungs- und Einfluss-
zonen auszubauen; Widersprüche zuspit-
zen, auch um individuelle und kollektive
Reflexionsräume zu schaffen.

Einigkeit besteht darin, dass die Anfor-
derungen an die Gewerkschaften komple-
xer werden, auch weil sich die Arbeitsland-
schaft ausdifferenziert. Während auf dem
Pol der Know-how-Träger die Ambivalen-
zen der Subjektivierung der Arbeit und das
Bemühen um Schutz vor gesundheitsge-
fährdenden Leistungsanforderungen zuge-
nommen haben, wächst zugleich der Pol
der prekär Beschäftigten stark an. Dort
werden Ausgrenzungsprozesse wirksam,
die  wiederum starke Rückkopplungseffek-
te aufweisen: Auch die früher als recht sta-
bil beschriebene „arbeitsgesellschaftliche
Mitte“ gerät unter Druck. Marktsteuerung
und Prekarisierung sind für Klaus Dörre
Konturen eines neuen Produktionsregi-
mes, dem mit klassischer Taylorismuskritik
nicht beizukommen ist. Dort nicht, wo die
Entgrenzung von Arbeit sowieso längst
über tayloristische Formen der Zeiterfas-
sung, Leistungsregulierung und Entgelt-
systeme hinweggegangen ist. Aber auch in
Bereichen „schlechter Arbeit“ stoßen klas-
sische Humanisierungsansätze schnell an
Grenzen: „Der Traum des Leiharbeiters ist
es, Stammarbeiter zu werden. Gegenüber
diesem Traum verblassen die Widrigkeiten
belastender, monotoner Tätigkeiten. Das
Streben nach einer Entlohnung, die ein
dauerhaftes Auskommen sichert, beginnt
alle anderen Anspruchsdimensionen zu
überlagern. Gruppen, die sich in der Preka-
rität einrichten, sind für eine Humanisie-
rungspolitik ,jenseits des Lohns’ kaum zu

4 Auf dem Workshop skizzierten Klaus Dörre, Tho-
mas Sablowski, Dieter Sauer und Michael Schu-
mann den Stand der arbeitspolitischen Diskussion,
die IG Metall Bezirksleiter Armin Schild und Det-
lef Wetzel, der Konzernbetriebsratsvorsitzende
von Alstom Power, Udo Belz, sowie Hans-Jürgen
Urban die gewerkschaftspolitische Debatte. Die
Referate und ausgewählte Diskussionsbeiträge er-
scheinen im Oktober als Buch im VSA-Verlag.

5 Sauer, D. (2005): Arbeit im Übergang. Zeitdiag-
nosen, Hamburg, S. 183. 
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gewinnen“ (Dörre, S. 255). Eine Politik der
Entprekarisierung hätte an mehreren Punk-
ten anzusetzen. An der Bekämpfung von
Armutslöhnen durch Einführung eines ge-
setzlichen Mindestlohns.An der Verständi-
gung über Kriterien und Standards für 
gute Arbeit, die nicht nur die negativen ge-
samtwirtschaftlichen Nachfrageeffekte von
Cost-Cutting-Strategien begrenzt, sondern
auch der aus Prekarisierung erwachsen-
den „Innovationsfaulheit“ in Kreisen des 
Managements entgegenwirkt. An Erfah-
rungen z. B. des italienischen Gewerk-
schaftsbundes CGIL mit neuen Formen der
(Selbst)Organisierung prekär Beschäftig-
ter. An der Profilierung des politischen
Mandats der Gewerkschaften, um „Frem-
denfeindlichkeit, Rassismus, übersteiger-
tem Nationalismus und Offenheit für
rechtspopulistische Anrufungen“ entge-
genzuwirken.

GEWERKSCHAFTLICHE STRATEGIE-
ANSÄTZE

Dass in den Gewerkschaften seit geraumer
Zeit verstärkt um Strategien gerungen
wird, die Auswege aus der politischen De-
fensive und Ansatzpunkte einer Revitalisie-
rung ausweisen, liegt – wie die arbeitspoli-
tische Debatte zeigt – in den veränderten
sozio-ökonomischen Verhältnissen be-
gründet. Idealtypisch lassen sich zwei An-
sätze strategischer Neuorientierung ge-
genüberstellen:

„Besser statt billiger“ lautet ein Strate-
gieansatz in der IG Metall, der auf eine
Konzentration der gewerkschaftlichen Ak-
tivitäten auf den Betrieb und eine Revitali-
sierung der gewerkschaftlichen Betriebspo-
litik zielt. Das Management soll unter
Druck gesetzt werden, mit zukunftsorien-
tierten Innovationsstrategien für die Ver-
besserung der Wettbewerbssituation zu
sorgen. Durch die Abkehr vom Kosten-
senkungspfad und die Hinwendung zum
Produktivitätspfad sollen win-win-Situa-
tionen für Unternehmen und Gewerk-
schaften geschaffen werden, die beschäfti-
gungs-, verteilungs- aber auch arbeitspoli-
tisch nutzbar sind, indem das gewerk-
schaftliche Ja zu einem Produktivitätspakt
gekoppelt ist mit anti-tayloristischer Ar-
beitsgestaltung. Im Zentrum dieser Strate-
gie steht der Betrieb, dort müssen gewerk-
schaftliche Erfolge und damit der Ge-
brauchswert der Gewerkschaft wieder er-
fahrbar werden. Das bedeutet zum einen,
die Partizipation an arbeits- und vertei-

lungspolitischen Fortschritten strikt an die
Mitgliedschaft in der Organisation zu 
binden, zum anderen, eine erheblich stär-
kere Verbetrieblichung der Interessenver-
tretung in Kauf zu nehmen („nur gut orga-
nisierte Betriebe haben einen guten Tarif-
vertrag“).

Probleme und Risiken von „besser statt
billiger“ als Betriebskonzept liegen auf der
Hand: Ohne eine Verknüpfung mit über-
betrieblichen Standards guter Arbeit kann
eine erfolgreiche Anwendung des Inno-
vationskonzepts den Rationalisierungs-
druck in den Unternehmen erhöhen. Auch
ohne offenen Bruch mit Tarifverträgen
nimmt der Druck auf die Leistungsbedin-
gungen und Arbeitszeiten dann so zu, dass
die Beschäftigten die Kosten mit Blick auf
Gesundheit und Lebensqualität zu zahlen
haben. Zudem droht in der gegenwärtigen
ökonomischen Situation stagnierender
Binnenmärkte die Wiederherstellung bzw.
Steigerung betrieblicher Wettbewerbs-
fähigkeit immer auf Kosten konkurrieren-
der Unternehmen zu gehen, deren Beleg-
schaften vielleicht auch in derselben 
Gewerkschaft organisiert sind. Das Kon-
zept könnte sich im Sinne einer immer
schneller drehenden Wettbewerbsschraube
als Problemverschärfer erweisen. Hinzu
kommt: Mit dem bewussten »Paradigmen-
wechsel« auf den Betrieb wird die makro-
ökonomische Ausrichtung gewerkschaftli-
cher Verteilungs-, Beschäftigungs- und So-
zialpolitik vernachlässigt. Damit  liefe die-
ser Strategieansatz aber Gefahr, in den
Mainstream mikroökonomischer Politik
hineingezogen zu werden.

Ein entgegengesetzter Paradigmen-
wechsel wird mit der Erweiterung des inter-
essenpolitischen Mandats eingefordert. Statt
sich auf die schmaler und brüchiger wer-
dende Basis Arbeitsplatz/Betrieb zu kon-
zentrieren, sollten Gewerkschaften den
„ganzen Menschen“ mit all seinen Emanzi-
pationsinteressen in den Blick nehmen. Es
geht dabei nicht nur um eine gesamtwirt-
schaftliche Fundierung gewerkschaftlicher
Verteilungspolitik, nicht nur um die Auf-
wertung sozialpolitischer Interessenvertre-
tung, sondern auch um die Erweiterung
des Organisationsfeldes (Wohngebiet), die
offensive Wahrnehmung eines politisch-
kulturellen Mandats und verstärkte Bünd-
nisse mit anderen zivilgesellschaftlichen
Kräften und sozialen Bewegungen.

Die Risiken, die mit diesem Ansatz ver-
bunden sind: Die Genesis der Gewerk-
schaften, die kollektive Interessenvertre-

tung der abhängig Beschäftigten und damit
die Zentralität der Erwerbsarbeit könnten
verloren gehen. Zumindest ist mit der Phi-
losophie dieses Ansatzes das Risiko einer
Vernachlässigung der Kernfelder gewerk-
schaftlicher Politik verbunden. Statt auf ei-
ne Konzentration und Bündelung vorhan-
dener Kräfte könnte diese Strategie schnell
auf eine ineffektive Streuung der in der De-
fensive spürbar schwächeren personellen
und finanziellen Ressourcen hinauslaufen.
Und schließlich: Gewerkschaften müssten
verstärkt auf Feldern agieren, in denen sie
ein Akteur unter vielen sind und auf denen
angesichts der bestehenden politischen
Kräfteverhältnisse Erfolge mittelfristig eher
schwierig bis unwahrscheinlich sind.

NEUE BALANCE VON INTERESSEN-
VERTRETUNG

Die Gegenüberstellung dieser – zugegeben
idealtypisch stilisierten – Strategien macht
unseres Erachtens deutlich, dass es eines in-
tegrierten Strategieansatzes bedarf, der in-
teressenpolitische Aktivierung in den Be-
trieben einbettet in sektorale und gesamt-
wirtschaftliche Verteilungsauseinanderset-
zungen, das politische Mandat der
Gewerkschaften aber auch immer wieder
an ihre Fähigkeit rückkoppelt, die Konkur-
renz unter den Beschäftigten am Arbeits-
platz aufzuheben. Ein integrierter Strate-
gieansatz müsste also versuchen, mit einer
schwierigen Pendellage zurechtzukom-
men: Zwischen der Gefahr, sich in den klas-
sischen Arenen der gewerkschaftlichen Be-
triebs-, Tarif- und Organisationspolitik
einzugraben und der Gefahr, gewerkschaft-
liche Ressourcen durch ein möglicherwei-
se sich verlierendes Engagement in den
Arenen der Zivilgesellschaft und des politi-
schen Systems zu überfordern. Die macht-
politische Neufundierung in den Arenen
der Betriebs- und Tarifpolitik ist unver-
zichtbar, sie muss aber in der Wirtschafts-,
Sozial- und Gesellschaftspolitik gesichert
und verstärkt werden.

Versucht man diese Prämissen für die
strategische Politikplanung der Gewerk-
schaften nutzbar zu machen, so ergibt sich
daraus die Vorrangigkeit folgender strate-
gischer Schlüsselaufgaben.

Erstens: Maßnahmen zur Erweiterung
und Stärkung der sozialen Basis. Gewerk-
schaften sind als kollektive Interessenver-
tretung mehr als jede andere Organisation
auf das selbstständige Engagement ihrer
Mitglieder angewiesen. Eine Arbeitspolitik,
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an Strategien einer alternativen, solidari-
schen Modernisierung der Gesellschaft ar-
beiten.6 Angepeilt wird damit eine zivilge-
sellschaftliche Aktivierung, die den größer
werdenden Riss im Gebälk des neoliberalen
wie des neusozialdemokratischen Wirt-
schaftsliberalismus die Entwicklung eines
„gegenhegemonialen Blocks“ entgegen-
setzt.

Ein integrierter Ansatz zielt auf eine
neue Balance von Interessenvertretung in
Betrieb und Gesellschaft, die den engen
Verschränkungen der politischen Arenen
Rechnung trägt, wie sie beispielsweise zwi-
schen betrieblich/tarifvertraglichen Vertei-
lungsauseinandersetzungen, dem Wider-
stand gegen den Abbau sozialstaatlicher
Transfers und steuerliche Umverteilungs-
prozesse deutlich wird. Die Hegemonie
geht heute nicht mehr allein vom Betrieb
aus. Dem muss sich gerade auch die Ge-
werkschaft stellen.

Lebensbereiche, in einer Zeit, in der die 
Zukunft der Arbeit nur noch in Entgren-
zungs- und Flexibilisierungskonzepten 
gedacht wird, in einer solchen Zeit ist die
Stärkung des politischen Mandats der 
Gewerkschaften unverzichtbar, wollen sie
ihren ureigensten Aufgaben, der Siche-
rung der Reproduktionsinteressen der ab-
hängig Beschäftigten, nachkommen. Ge-
werkschaften müssen dieses politische
Mandat selbstbewusst vertreten und mit ei-
genständigen politischen Konzepten unter-
legen.

Das erfordert eine neue Debatte über
strategische Allianzen mit anderen Be-
wegungen, Organisationen und Akteuren
der Zivilgesellschaft (coalition-building).
Schon seit einiger Zeit sind Fragen der Ko-
operation mit Kirchen, Wohlfahrtsverbän-
den aber auch lokalen Selbsthilfeorganisa-
tionen sowie der globalisierungskritischen
Bewegung in das Blickfeld gewerkschaftli-
cher Strategieüberlegungen geraten, es ist
zu vielfacher Zusammenarbeit gekommen.
Dabei geht es um Mobilisierungs-, aber
auch um Konzept-Allianzen, in denen Ak-
teure aus unterschiedlichen Interessenla-
gen und Wertorientierungen gemeinsam

die im Sinne „guter Arbeit“ Kompetenz-
entwicklung fördert, Funktionszuschnitte
sowie Handlungsspielräume erweitert und
damit neue Solidarbezüge nicht nur in den
Kernbelegschaften stärkt, würde dafür
wichtige Grundlagen schaffen.

Zweitens: Die Korrektur der Machtver-
schiebungen im Kapital-Arbeit-System. Sie
knüpft an arbeitspolitischem Fortschritt
an, aber auch an die Einbettung betriebli-
cher Rationalisierungspolitik in eine über-
greifende sektorale wie gesamtwirtschaftli-
che Industrie- und Wirtschaftspolitik, um
– koordiniert auf europäischer Ebene –
auch die Übermacht neoliberaler Globali-
sierungspolitik aufzubrechen.

Drittens: Anstrengungen zur Rückge-
winnung bzw. Stärkung des gewerkschaft-
lichen Einflusses in den politischen Arenen.

So zentral die machtpolitische Neufun-
dierung in den gewerkschaftlichen Kern-
feldern der Betriebs-, Tarif- und Organisa-
tionspolitik zweifelsohne ist, ein strategi-
scher Rückzug auf diese Politikfelder wäre
fatal. Gerade in einer Zeit des Umbaus des
arbeitsschützenden Wohlfahrtsstaates in
einen kapitalfördernden Wettbewerbsstaat,
in einer Zeit der „Vermarktlichung“ aller

6 Urban, H.-J. (2005): Gewerkschaften als kons-
truktive Vetospieler; in: Forschungsjournal Neue
Soziale Bewegungen 2, S. 44–60.


